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Prof, Dr. Simonis

1. Einführung in die Thematik
Meine Damen und Herren, ich freue 

mich sehr, daß ich hier bei Ihnen sein 
kann, und ich möchte Sie zu einer Reise 
einladen.lch werde mit Originalton und 
Bildern und Abbildern verschiedener Art 
argumentieren, ich werde Ihnen auf die­
ser Reise einige Abgründe aufzeigen 
müssen, ich werde aber auch und beson­
ders von Brücken sprechen oder von der 
Notwendigkeit, Brücken zu bauen. Ich 
werde vielleicht auch lichte Höhen 
erklimmen und ein bißchen abheben, 
theoretisieren zu Beginn. Ich werde dann 
aber versuchen, wieder auf den Fußbo­
den zurückzukommen, weil es nicht dar­
auf ankommt, die Welt neu zu interpretie­
ren, sondern sie zu ändern. Oder, um ein 
eigenes Wort vielleicht aufzugreifen, mein 
Code-Wort: Diese Welt zukunftsfähig zu 
machen.Was ich mit Zukunftsfähigkeit 
meine, möchte ich Ihnen, wenn es kon­
kreterwird, mit drei Schwerpunkten oder 
drei Brücken aufzeigen, nämlich dem 
Strukturwandel, vor dem die Wirtschaft 
steht oder dem sie sich stellen muß. Um 
es deutlicher zu sagen: Mit der Frage, wie 
wir die Umweltpolitik, die wir kennen, stär­
ker in Richtung Prävention und Vorsorge 
bringen und sie sozusagen aus ihrer 
Lücke einer allzu kurativ und nachsor­
gend angelegten Strategie zu befreien; 
und drittens natürlich die Frage: Was hat 
das alles mit Ökonomie zu tun und der 
sie steuernden Politik? Also die Frage: 
Welche Ansatzpunkte gibt es, Wirtschafts­
politik und Ökologie näherzubringen 
oder -  um es etwas vorsichtigerzu sagen 
-  eine ökologische Orientierung dieses 
Politikfeldes zu erreichen? Normaler­
weise würden Sie, wenn es zum Thema 
Ökonomie und Ökologie geht, erwarten,

daß der Redner mit Gemeinsamkeiten 
dieser beiden Begriffe beginnt. Er könnte 
sagen, daß da ein und derselbe Wort­
stamm vorliegt, daß es darum geht, ein 
Haus zu bestellen, daß Ökonomie die 
Lehre von dem menschlich gemachten 
Haus und Ökologie die Lehre vom natür­
lichen Haushalt ist. Er würde wahrschein­
lich auch sagen, daß es Gemeinsamkei­
ten gibt in bezug auf bestimmte Begriff- 
lichkeiten oder auch Ziele. Das Stichwort 
Produktivität, Effizienz könnte einem hier 
einfallen. Das Stichwort Bewohnbarkeit 
oderTragfähigkeit. Ich möchte aber mit 
den Widersprüchen beginnen oder 
jedenfalls mit jenen, die mich ein biß­
chen bewegen. Ökologen und die Ökolo­
gie ist gelegentlich -  und dann auch ab 
und zu sehr deutlich mit der Meinung 
vorgetreten, die Ökonomen und die Öko­
nomie ruinierten die natürliche Umwelt. 
Als Ökonom muß ich sagen, daß da viel­
leicht auch etwas dran ist. Ökologen sind 
der Meinung, sie hätten ein anderes Welt­
bild, sie könnten anders als andere wirk­
lich von Holismus sprechen, von Inter­
dependenz. Oder überhaupt von Kreis­
lauf, von Kreislaufgedanken. Sie würden 
vermutlich auch sagen, daß sie beson­
ders befähigt sind, langfristig Evolution 
im weiteren Sinne zu vermitteln.Vielleicht 
würden sie auch sagen, daß sie -  anders 
als die Ökonomen und ähnlich wie die 
Juristen-zwischen Richtig und Falsch 
unterscheiden können.Wenn ich die 
Ökonomen in diesem Sinne charakteri­
sieren sollte, dann fiele mir ein, daß Öko­
nomen gelegentlich -  insbesondere, 
wenn sie sich mit Dritter Welt befassen-  
zumindest von Dependenz sprechen. Sie 
werden aber auch den Interdependenz­
begriff finden, reduziert vielleicht ein 
wenig. Die meisten Ökonomen, wenn sie 
von Interdependenz sprechen, reden von



10 dem Weltmarkt und den Weltmarktinter­
dependenzen. In der Ökonomie -  In 
jedem Ökonomielehrbuch-finden Sie 
den Begriff des Kreislaufs. Die Ökonomen 
reduzieren den Begriff aber gleichzeitig, 
und sie sprechen vom Kreislauf der 
Güter und Dienste. Eben sagte ich schon, 
daß man einen Ökonomen Im Vergleich 
zu Ökologen und Juristen dadurch cha­
rakterisieren kann, daß seine grundsätzli­
che Denkstruktur von einem „sowohl -  
als auch“ geprägt ist. Nicht von einem 
Richtig und Falsch. Es entstehen also, 
wenn Sie das nachvollziehen wollen, 
gewisse offene Fragen: Wo ist denn bei­
spielsweise für einen Ökonomen die 
Interdependenztheorie fürWIrtschaft und 
Natur? Wo ist der Kreislauf von Ressour­
cen, Produkten, Materie und Emissio­
nen? Die Antworten darauf erleichtern 
sich viele Ökonomen dadurch -  und 
einige entschuldigen sich auch dabei -, 
daß sie von einem Konzept sprechen, 
was Eingang auch In die Alltagssprache 
gefunden hat, nämlich von den Externall­
täten. Oder den externen Effekten der 
Produktion und des Konsums.Von den 
ökonomischen Organismen -  so könnte 
man formulieren -  einem Unternehmen, 
einem Projekt, einem Programm, gehen 
externe Effekte aus; externe Effekte, die 
positiv sein können. Dann spricht man 
von Synergien. Sind sie negativ, spricht 
man von sozialen und/oder ökologi­
schen Kosten. Ein Wirtschaftssystem, das 
solche externen Effekte zuläßt, muß also 
Mechanismen und Regeln entwickeln, 
wonach diese externen Effekte internall- 
siert werden. Dieses ist das Motto oder 
jedenfalls die Standardantwort der Öko­
nomie. Internalisierung der externen 
Effekte. Oder anders ausgedrückt: Die 
Preise müssen die ökologische Wahrheit 
sagen. Das sagt nicht nur der Umweltmi-

nister, das sagt auch derWirtschaftsmini- 
ster. Verläßt man sich auf diese Regel, 
dann kann man die tatsächliche Umwelt­
zerstörung oder Umweltbelastung nur 
noch mit dem Hinweis darauf erklären, 
daß die externen Effekte von Produktion 
und Konsum nicht internalisiert worden 
sind, und man landet beim implementa- 
tionsdeflzlt. Bei der Frage also, daß es 
nicht nur Marktversagen gibt, was die 
Politologen den Ökonomen vorwerfen, 
sondern auch Politikversagen, was die 
Ökonomen den Politologen vorwerfen. 
Ich will diese Frage zunächst offen las­
sen. Ob es sich also um ein entweder/ 
oder oder auch um ein sowohl -  als auch 
handelt, wenn man sich die Realität von 
Politik und Wirtschaft anguckt. Kommen 
wir zu weiteren Unterschieden zwischen 
Ökonomie und Ökologie: Die Natur 
arbeitet ökonomisch effizient, ohne Rei­
bungsverluste oder, wie jemand jetzt 
kürzlich gesagt hat, auch ohne Arbeitslo­
sigkeit. Die Ökonomie ist aber ökolo­
gisch nicht effizient. Das wäre meine Ein­
gangsthese. Und sie Ist dies aus ver­
schiedenen Gründen, wovon Ich einige 
nennen möchte. Ursache Ist einmal der 
vermutlich sehr stark reduzierte Kosten- 
begrlff. In ökonomische Kalküle gehen 
Kosten ein, die man messen kann. Bei 
den externen Effekten, von denen ich 
eben sprach, gibt es schon gewisse 
Schwierigkeiten, und bei jenen Kosten, 
die nicht in der Buchhaltung auf der 
betrieblichen Ebene festgehalten werden 
können, ebenfalls. Ähnliches gilt auch 
und vor allem für die volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung. Zweitens gibt es das 
Problem, daß das Nutzen-Kosten-Kalkül, 
das den Ökonomen auszeichnet, eigent­
lich in aller Regel und fast nur ein indivi­
duelles Nutzen-Kosten-Kalkül ist, da es 
alle jene kollektiven oder sozialen Nut-



zen-und Kostengrößen nicht eigentlich 
richtig erfaßt. Die soziale Erfindung 
gegen die Vorherrschaft dieses indivi­
duellen Nutzen-und Kosten-Denkens in 
der Marktwirtschaft war natürlich der 
Staat. Der Staat mußte erfunden werden 
als eine Institution, die Regeln setzt und -  
im weiteren Sinne verstanden -  die den 
Individualismus dort einengt, wo es not­
wendig ist, um das Gemeinwohl zu 
sichern. So könnte sich hier die Frage 
stellemWas sind denn die Grenzen des 
Staates in ökologischer Hinsicht? Das ist 
natürlich eine hochkomplexe Frage, und 
ich werde mich hüten, sie zu beantwor­
ten. Aber ich möchte wenigstens drei sol­
cher Grenzen kurz nennen. Da gibt es 
einmal die Grenze rein räumlicher Art:
Der Staat ist nicht für alles zuständig, was 
jenseits seiner Grenzen passiert. Das 
erlebt man nicht nur in Kriegszeiten, das 
erlebt man -  um beim Thema zu bleiben 
-  natürlich auch und vor allem bei der 
Frage nach den globalen Umweltproble­
men. Hier müssen wir quasi den Staat 
simulieren oder die Gesamtheit der Staa­
ten in ein Gespräch bringen, was eigent­
lich nicht üblich ist. Die zweite Grenze ist 
die der zeitlichen Perspektive. Nicht nur, 
daß es sozusagen die Fixierung auf die 
Wahlperiode gibt. Es gibt keine hinrei­
chende Fixierung auf die Langfristigkeit. 
Und die dritte Grenze, die ich nennen 
möchte, will ich auf den Begriff Irreversibi­
lität bringen. Es gibt sozusagen aus öko­
logischer Sicht nicht hinreichend genug 
Wiedergutmachungsmöglichkeiten. Öko­
nomisch läßt sich sehr vieles wiedergut­
machen, in ökologischer Hinsicht gibt es 
bestimmte Grenzen dieses Prinzips, die 
auch ein wohlmeinender Staat nicht 
überwinden kann. Damit bin ich schon 
bei dem Begriff „Sustainable Develop­
ment“. Sie alle wissen, was für eine Kon­

junktur dieser Begriff zur Zeit erlebt. Mit 
großen Erwartungen starren alle auf die 
größte UN-Konferenz, die es jemals 
gegeben hat, nächstes Jahr in Rio. Es 
werden, wie der Generalsekretär uns 
letzte Woche sagte, nicht zehntausend 
Leute erwartet, sondern einhunderttau­
send. Diese Hoffnung auf Sustainable 
Development, auf langfristig tragfähige 
Entwicklung, diese Hoffnung auf diesen 
Begriff, auf dieses Konzept, steht eben­
falls einer Schwierigkeit gegenüber, die 
der Ökonom nicht ohne weiteres beant­
worten kann, oder, wenn er sie beantwor­
tet, in einer bestimmten Richtung beant­
wortet. Die Frage nämlich:Tragfähigkeit 
des Gesamtsystems der Ökologie oder 
Tragfähigkeit einzelnerTeile dieses Sy­
stems? Und die Ökonomen-Antwort wäre, 
wenn überhaupt, die, daß es um die Trag­
fähigkeit einzelner Systeme geht, während 
der Ökologe -  vermute ich -  stärker dem 
holistischen Ansatz, nämlich von der ge­
nerellen, derTragfähigkeit des Gesamt­
systems reden würde. Damit sind wir also 
bei der Frage: Was ist ein hinreichendes 
Kriterium, diesen Begriff zu messen? Was 
ist ein Kriterium der Sustainability? Dazu 
möchte ich einiges ausführen.

„Eine zukunftsfähige Entwicklung 
(Sustainable Development) ist ein Prozeß 
derVeränderung, in dem die Nutzung 
der Ressourcen, die Struktur der Investi­
tionen, die Orientierung des technischen 
Fortschritts und die institutioneilen Struk­
turen konsistent gemacht werden mit 
den zukünftigen und den gegenwärtigen 
Bedürfnissen“ -s o  heißt es in dem 
Bericht der Weltkommission für Umwelt 
und Entwicklung (sogenannter Brundt- 
land-Bericht). Es gibt starke Vermutun­
gen und zahlreiche Belege dafür, daß 
diese Bedingungen der Zukunftsfähig­
keit beim vorherrschenden „industriewirt-



12 schaftlichen Weltmodell“ nicht gegeben 
sind. Wie anders sollte man beispiels­
weise die hohe Priorität für Umweltschutz 
(die potentielle Nachfrage nach Umwelt­
schutzgütern) deuten, die in allen Umfra­
gen von der Bevölkerung geäußert wird 
und die der Marktplatz bisher nicht zu 
gewährleisten in der Lage ist? Oder wie 
muß man die langfristige Dynamik des 
Industriemodells (das überwältigende 
Angebot an Industrieprodukten) deuten, 
die zu immer höherem Ressourcenver­
brauch und zu mehr Abfall führt?

In den neunzig Jahren dieses Jahr­
hunderts hat sich die Weltbevölkerung in 
etwa verdreifacht, auf nunmehr 5,3 Mil­
liarden Menschen. Nach dem im Mai 1990 
veröffentlichten „Weltbevölkerungsbe­
richt“ wird im nächsten Jahrhundert min­
destens eine Verdoppelung der Weltbe­
völkerung eintreten, eine Verdreifachung 
kann aber nicht ausgeschlossen werden. 
Wenn die materiellen Bedürfnisse der 
zukünftigen Generationen im Durch­
schnitt auch nur so hoch, wie die der der­
zeit lebenden Generationen sein sollten 
(eine moderate Annahme!), müßte die 
Erde also mindestens eineVerdoppelung, 
voraussichtlich eine Verdreifachung der 
Produktion verkraften. Kann die Erde das 
verkraften? Wie kann sie es verkraften?

Man muß nicht die Frage der Zukunfts­
fähigkeit des industriewirtschaftlichen 
Weltmodells in dieser Form stellen, um 
zu der Einsicht zu gelangen, daß tiefgrei­
fende Änderungen in der Art und Weise 
unseres Wirtschaftens erforderlich sind -  
und auch bevorstehen. Einige Beispiele 
mögen genügen: Wird die Abbaurate 
des Verbrauchs nicht-erneuerbarer Res­
sourcen nicht drastisch gesenkt, so wird 
es in nur einer Generation (das heißt in 
dreißig bis vierzig Jahren) kein Erdöl und 
auch keinen tropischen Regenwald

mehr geben. Wird die Zuwachsrate der 
Belastung unserer Umwelt mit Schadstof­
fen nicht drastisch gesenkt -  und in 
Minuswachstum verwandelt-, so wird 
die Absorptionskapazität der Natur nicht 
nur lokal und national („Müllnotstand“ 
usw.), sondern auch global („Klimaände­
rung“ usw.) überschritten...

Soweit und soviel nur zu einer 
(bedingten) Status-quo-Prognose.Wie 
aber lassen sich zukünftige mit gegen­
wärtigen Bedürfnissen konsistent 
machen -  um die Frage des Brundtland- 
Berichts wieder aufzugreifen? Oder, dra­
stischer formuliert: Wie läßt sich die „Dik­
tatur der Gegenwart über die Zukunft“ 
überwinden; wie erreichen wir, daß 
demokratische Mehrheiten zugunsten 
der Zukunft Zustandekommen? Und, den 
Titel dieses Beitrages umdefiniert: Wie 
lassen sich Wirtschaft und Umwelt, Öko­
nomie und Ökologie in ein harmonische­
res Verhältnis zueinander bringen?

Meine allgemeine Antwort auf diese 
Frage ist, daß wir eine grundsätzlich 
andere Wirtschaftsweise und einen 
grundsätzlich anderen Politmodus ent­
wickeln müssen. Meine etwas spezifi­
schere Antwort-und darauf will ich mich 
im folgenden konzentrieren -  besteht 
darin, daß sich die Wirtschaft systema­
tisch einem umweltentlastenden Struktur­
wandel unterziehen muß und daß es der 
konsequenten Umorientierung in allen 
umwelt-relevanten Politikbereichen 
bedarf, besonders in der Umwelt- und 
der Wirtschaftspolitik.

2. Umweltentlastender Strukturwandel
Eine „Harmonisierung“ von Ökonomie 

und Ökologie heißt letztlich, auf eine ein­
fache Einsicht zu setzen: daß ein verrin­
gerter Ressourceneinsatz je Produktions­
einheit (spezifischer Umweltverbrauch)



Strukturwandel in Schweden, 1970-85
Quelle: Jänicke/Mönch/Ranneberg/Simonls 1989

13

Abb. 1

und daß geringere Schadstoffemissio­
nen und Abfallmengen je Produktions­
einheit (spezifische Umweltbelastung) 
möglich sind. Reduzierung des spezifi­
schen Umweltverbrauchs und Reduzie­
rung der spezifischen Umweltbelastung, 
das sind Prozesse, die sich in einer dyna­
mischen Wirtschaft aus Wettbewerbs­
gründen teilweise von selbst vollziehen; 
teilweise aber müssen sie politisch be­
wirkt werden -  und zwar besonders von 
der Umwelt- und derWirtschaftspolltlk.

Auf die Umwelteffekte des techni­
schen und strukturellen Wandels derWirt- 
schaft-die Belastungs-und Entlastungs­
effekte -  ist gelegentlich hingewiesen 
worden. Bei den positiven Umwelteffek­
ten des strukturellen Wandels derWirt- 
schaft geht es auf der Makro-Ebene um 
die Entkoppelung des Bruttosozialpro­
dukts vom Einsatz ökonomisch sensibler

Ressourcen (umweltrelevanter Faktoren). 
Diese Entkoppelung ist zu erreichen 
durch sinkende Input-Koeffizienten die­
ser Faktoren bzw. durch Steigerung ihrer 
Produktivität. Die Entkoppelung
• senkt mit dem Ressourcenverbrauch 
im Regelfall auch die Produktionskosten 
und ist im Vergleich zum Einsatz nachge­
stalteter Reinigungstechnologien die effi­
zientere Form des Umweltschutzes;
•  Ist ökologisch effektiv, da sich nachge­
schaltete Technologien in der Regel nur 
auf einzelne („prominente“) Schadstoffe 
erstrecken (Beispiel: Rauchgasent­
schwefelung), während Integrierte Tech­
nologien zumeist eine größere Palette 
von Umweltentlastungseffekten zeitigen 
(Beispiel: Block-Flelz-Kraftwerke); sie er­
öffnen also technologische Innovations­
möglichkeiten größeren Ausmaßes oder 
sind deren Folge.



Strukturwandel in Japan, 1970-85
Quelle: Jänicke/Mönch/Ranneberg/Simonis 1989

Abb.2

Es gibt inzwischen mehrere Studien 
zum „umweltentlastenden Strukturwan­
del“ (vgl. Härtel et al. 1987, Jänicke et al. 
1989). Neben der Frage, welche Schad­
stoffemissionen mit dem Wachstum der 
Wirtschaft einhergehen (Output-Orientie­
rung), interessiert dabei vor allem die 
Frage, wie welche Änderung der Input- 
Faktoren der Wirtschaft zur Entlastung 
der Umwelt führt. Man kann dies die 
„ökologischen Gratiseffekte“ ökonomi- 
scherWandlungsprozesse nennen. „Öko­
logische Gratiseffekte“ entstehen, wenn 
die Zuwachsrate der Input-Faktoren, von 
denen negative Effekte auf die Umwelt 
ausgehen, geringer ist als die des Brutto­
sozialprodukts (Entkoppelung).

Es ist allgemein bekannt, daß die histo­
risch gesehen ziemlich starre und hohe 
Korrelation zwischen Bruttosozialprodukt 
und Primärenergieverbrauch sich in den 
siebziger und achtziger Jahren aufgelöst 
hat. Dies geschah zunächst aufgrund höhe­
rer Energiepreise, aber nicht zuletzt auch 
dank intensiver gesellschaftlicher Diskus­
sion zur Energiefrage und der folgenden 
erheblichen Anstrengungen der Industrie 
um höhere Energieeffizienz. So kann heute 
gegenüber früher eine Einheit des Bruttoso­
zialprodukts mit weniger als der Hälfte an 
Energieeinsatz erwirtschaftet werden. Die 
Intelligenz der Energiebereitstellung und 
vor allem auch der Energienutzung hat also 
erheblich zugenommen. Kritisch läßt sich



Strukturwandel in der CSFR, 1970-85
Quelle; Jänicke/Mönch/Ranneberg/Simonis 1989
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Abb.3

hier aber gleich einwenden, daß Energie 
weiterhin verschwendet wird und daß die 
Energieeffizienz leicht noch um den Fak­
tor 2 oder 3 erhöht werden könnte.

Ähnliche Entkoppelungsprozesse 
sind auch für andere Umweltbelastungs­
faktoren zu verzeichnen, zum Beispiel für 
den Stahlverbrauch, den Zementver­
brauch, zeitweise auch für den Güter­
transport. Tendenziell geht es hierbei um 
eine Entmaterialisierung der Produktion, 
einen strukturellen Wandlungsprozeß, 
der von einer Miniaturisierung der Pro­
dukte und Technologien begleitet wird.

Eine internationale vergleichende Stu­
die über 31 Industrieländerzu dieser Art 
des umweltentlastenden Strukturwan­
dels hat gezeigt, daß eine gleichgerich­
tete Tendenz vorliegt, aber zugleich drei 
deutlich unterschiedliche Entwicklungs­
muster der Industriegesellschaft gege­

ben sind (vgl.Jänicke et. al. 1989):
(1) absolute strukturelle Verbesserungen 
mit absoluten ökologischen Gratiseffek­
ten (Beispiel: Schweden)
(2) relative strukturelle Verbesserungen 
mit relativen ökologischen Gratiseffekten 
(Beispiel: Japan)
(3) strukturelle Verschlechterungen mit 
negativen Umwelteffekten des Wirt­
schaftswachstums (Beispiel CSFR).

Das heißt Strukturwandel im Sinne der 
Entkoppelung von materiellen Inputs 
und Bruttosozialprodukt ist in fast allen 
Industrieländern zu beobachten, doch 
einige von ihnen sind dabei erfolgreicher 
als andere (zu den drei genannten Bei­
spielen vgl. Abbildungen 1 bis 3). Eine 
Warnung muß sogleich angefügt wer­
den: Der historisch zu beobachtende 
Strukturwandel derWirtschaft führte noch 
nicht zu einer hinreichenden Entlastung



16 der Umwelt. Dies hieße ein weit höheres 
Maß an ökologischem Bewußtsein und 
ökologischem Interesse In derWIrtschaft 
unterstellen -  bei Unternehmen und Kon­
sumenten als man angesichts der gel­
tenden rechtlich-politischen Rahmenbe­
dingungen unterstellen darf.

Der Kern des weiterhin bestehenden 
Konflikts, wie ich schon erwähnt habe, 
zwischen Ökonomie und Ökologie Hegt 
darin, daß weder Umweltbelastung als 
Kostenfaktor noch Umweltentlastung als 
Erlösfaktor Im Marktgeschehen systema­
tisch berücksichtigt werden (vgl. DIW 
1989). Die Umwelt wird daher übermäßig, 
jedenfalls nicht optimal genutzt. Der ein­
zelne Produzent leistet freiwillig keinen 
ausreichenden Beitrag zum Umwelt­
schutz, wenn und solange wie sich 
dadurch seine Kosten- und/oderWettbe- 
werbssltuatlon verschlechtert. Der ein­
zelne Konsument leistet freiwillig keinen 
dauerhaften Beitrag zum Umweltschutz, 
wenn er dafür mehr zahlen muß, ohne 
daß diesem „Opfer“ ein spürbarer Nutzen 
gegenübersteht...

Diese elementaren, aber essentiellen 
Zusammenhänge bedeuten, daß es bei 
Individuellem ökonomischen Rational­
verhalten keine hinreichenden Anreize 
gibt, die Umwelt zu schützen. Statt des­
sen gibt es starke Anreize, sie zu bela­
sten (sogenannte perverse Anreizstruk­
tur). Das heißt nun, daß Umweltschonung 
nicht auch ohne oder gar gegen das öko­
nomische Kalkül -  beispielsweise aus 
ethischen Motiven -  erwachsen kann. Es 
heißt aber, daß Individuelle Verhaltensän­
derung unter den gegebenen Rahmen­
bedingungen nicht die Breite, Intensität 
und Nachhaltigkeit erreichen kann, die 
wegen der inter-regionalen und inter­
temporalen Dimension des Umweltpro­
blems eigentlich gefordert ist.

Einzelne Volkswirtschaften mögen 
mehr Umweltschutz betreiben als 
andere.Viele Umweltprobleme sind aber 
globaler-oder zumindest Internationaler 
-A rt und können nur durch Kooperation 
wirksam angegangen werden. Im 
Grunde fehlt für ein einzelnes Land der 
Anreiz zu einer wirklichen „Vorreiter- 
Rolle“. Sie wird zwar oft propagiert, aber 
angesichts der damit verbundenen 
Kostenbelastung dann doch nicht wahr­
genommen.

Fazit: Umweltentlastender Struktur­
wandel derWIrtschaft Ist nötig, doch Poli­
tik Ist weiterhin gefragt -  eine effektivere 
Politik allerdings, wie ich sogleich deut­
lich machen will. Umweltrelevante Politik 
wird vor allem -  aber keineswegs nur- in 
zwei Ressorts formuliert: der Umwelt- 
und der Wirtschaftspolitik. Auf deren Ver­
sagen und Möglichkeiten gilt es nun ein­
zugehen.

3. Vorsorgende Umweltpolitik
Die staatliche Umweltpolitik ist oft als 

„Ouerschnittsaufgabe“ apostrophiert wor­
den. Sie Ist faktisch jedoch auf Bundes- 
wle auf Länderebene Ressortpolitik, und 
sie ist in aller Regel medial organisiert 
auf die Umweltmedien: Luft,Wasser und 
Boden. Sie erfolgt bisher hauptsächlich 
in Form zweier Interventionsstrategien:
(a) durch Gebote und Auflagen, die die 
Nutzung und Belastung der Umwelt ein­
grenzen bzw. an gewisse Bedingungen 
binden, und (b) durch Infrastrukturlei­
stungen, indem der Staat (Bund, Länder, 
Gemeinden) selbst Umweltschutzmaß­
nahmen übernimmt. Diese Strategien 
sind und bleiben wichtig, stoßen aber 
ökonomisch und technisch an enge 
Grenzen. Einerseits stehen allgemeine 
Finanzprobleme einer raschen Auswei­
tung staatlicher Umweltschutzmaßnah-



men entgegen. Andererseits sind Aufla­
gen und Gebote in aller Regel mit dem 
Gegenargument der „wirtschaftlichen Ver­
tretbarkeit“ und der „technischen Mach­
barkeit“ konfrontiert. Hieraus entsteht ein 
notorisches Vollzugsdefizit regulativer 
Umweltpolitik.

Demgegenüber haben andere Inter­
ventionsstrategien, wie insbesondere 
Steuer- und Abgabesysteme, mit denen 
potentielle Umweltverschmutzer belastet 
und/oder zur Änderung ihrer Produkte 
und Produktionsverfahren angeregt oder 
gezwungen werden, trotz vielen Redens 
darüber bisher keine oder erst ansatz­
weise Anwendung gefunden. Hierbei 
geht es um ökologisch wirksame neue 
Rahmenbedingungen im Sinne staatlich 
vorzugebender und so für alle Marktteil­
nehmer verbindlicher und wirksamer 
Anreize oder Sanktionen. Das bisher vor­
handene umweltpolitische Instrumenta­
rium führt nur zu einer unzureichenden 
Aktivierung von Ressourcen für den 
Umweltschutz, die eine Lücke zu den 
durch Umweltverschmutzung verursach­
ten Vermögens- und Wohlfahrtsverlusten 
offenläßt.Wir müssen also „intelligentere 
Motivationslagen organisieren“ (Oskar 
Lafontaine). Unsere bisherige Umweltpo­
litik ist schadensnah, aber ursachenfern. 
Umweltschäden müssen zwar „bewältigt“ 
werden-vor allem aber sollte man ihre 
Ursachen beseitigen.

Die Wirksamkeit der staatlichen 
Umweltpolitik ist noch auf andere Weise 
gefährdet: Ihre mediale Ausrichtung führt 
zu intermedialer Problemverschiebung 
(Beispiel: Rauchgasentschwefelung 
erzeugt Gipshalden) und interregionaler 
Problemverlagerung (Beispiel: Schad­
stoffverklappung führt zur Meeresver­
schmutzung und über die Nahrungskette 
zur Gesundheitsgefährdung des Men­

schen); steigendem Sanierungsaufwand 17 
steht abnehmender Sanierungserfolg 
gegenüber; nachsorgende, additive tech­
nische Problemlösungen dominieren 
gegenüber vorsorgenden, integrierten 
Lösungen. So bestehen noch immer 
etwa drei Viertel der Umweltinvestitionen 
in den Industrieländern aus additiven 
(emissionsreduzierenden) Technologien, 
nur knapp ein Viertel sind integrierte 
(emissionsarme) Technologien. Die Was­
serhaushalts- und Abfallgesetze betonen 
in aller Regel die Vermeidung, in der Pra­
xis aber dominiert die nachträgliche 
Behandlung von Problemen.

Ist das in Ordnung? „Haben wir nicht 
noch zu viele end-of-pipe-Technologien? 
...Und ist das nicht altmodisch? Brau­
chen wir nicht viel mehr integrierte 
Umwelttechnik?“ -s o  fragte der Minister­
präsident von Nordrhein-Westfalen auf 
dem Deutschen Ingenieurstag 1989 in 
Aachen (Rau 1989). Und dann schrieb er 
den Ingenieuren ins Stammbuch: „Es 
gibt die Festlegung auf die Katalysator­
technik für die Schadstoffminderung... 
und sie ist richtig. Aber ich füge hinzu:
Diese Methode ist kein nachahmenswer­
tes Beispiel.“ Die Strategie des herkömm­
lichen Umweltschutzes-so wichtig sie 
zur akuten Gefahrenabwehr und zur 
Behandlung von Altlasten sein mag -  
kann auch deshalb nicht befriedigen, 
weil bei ansonsten nicht oder nur wenig 
veränderter Produkt- und Technologie­
struktur das fortgesetzte Wachstum der 
Produktion überproportional steigende 
Umweltschutzaufwendungen hervorruft, 
wenn das Gesamtniveau der Schadstoff­
emissionen nicht weiter steigen, sondern 
abnehmen soll. Eine zukunftsfähige Indu­
striegesellschaft verlangt also eine syste­
matische Dynamisierung, nicht die Fest­
schreibung von Umweltnormen; insbe-



18 sondere bei rasch wachsender Produk­
tion müssen die Emissionsstandards 
sukzessive verschärft werden.

Daß wir von dieser Bedingung einer 
vorsorgenden Umweltpolitik noch weit 
entfernt sind, ließe sich anhand vieler 
Beispiele belegen. Ich nenne deren drei: 
Am 1.Oktober 1989 ist der neue EG-Grenz- 
wert von höchstens 0,5 Mikrogramm 
Pflanzen (schütz) mittein pro Liter Trink­
wasser in Kraft getreten. Nach einem 
empfehlenden Gutachten des Bundes­
gesundheitsamtes sollen die Wasser­
werke in der Bundesrepublik Deutsch­
land aber noch bis zu zehn Jahre lang (!) 
Trinkwasser liefern dürfen, selbst wenn 
darin enthaltene Pestizide diesen Grenz­
wert um das 20fache (!) übersteigen (vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 26.Mai 1989).

Ein anderes Beispiel: Derzeit werden 
in der Bundesrepublik Deutschland 
jeden Tag rund 100 Tonnen Pflanzengifte 
auf Feldern, Gärten und öffentlichen Anla­
gen verspritzt. Rund 280 Wirkstoffe in 
etwa 1800 verschiedenen Insektenbe­
kämpfungsmitteln sind weiterhin zuge­
lassen. Die landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen sind dementsprechend durch­
schnittlich mit 2,6 Kilogramm pro Hektar 
belastet (ebenda).

Ein drittes Beispiel: Allen Maßnahmen 
zur Luftreinhaltung zum Trotz nimmt die 
Stickoxidbelastung auf der Welt weiter zu; 
ein Großteil stammt aus dem Verkehrsbe­
reich. Auch der verstärkte Einsatz des 
Abgaskatalysators führte hier nicht zu 
einer deutlichen Trendumkehr, weil die 
große Zahl von Neuzulassungen, 
erhöhte Fahrleistungen und wieder stei­
gende Durchschnittsgeschwindigkeit 
den Rückgang der spezifischen Emissio­
nen pro Fahrzeug kompensiert haben. 
Auch bei den Nutzfahrzeugen stieg die 
Fahrleistung an. Der europäische Bin-

nenmarkt ab 1993 wird wegen der ver­
schärften Konkurrenz allerVoraussicht 
nach dazu führen, daß sich die Transport­
preise weiter in die falsche Richtung ent­
wickeln werden -  weiter weg von den tat­
sächlichen Wegekosten und den ökologi­
schen Notwendigkeiten. Hinzu kommt, 
daß die industrielle Produktion auf stär­
kere zeitliche und räumliche Arbeitstei­
lung programmiert ist. Das just-in-time- 
System spart betriebliche Kapital- und 
Lagerkosten, verschiebt aber einen Teil 
der Kosten der Produktion auf die Straße 
-  und damit auf die Umwelt.

Ich plädiere hiermit selbstverständlich 
nicht dafür, den nachsorgenden Umwelt­
schutz einzustellen.Wenn die Altlasten 
riskant werden, muß man sie abtragen, 
auch wenn das, was die gefährlichen Alt­
deponien angeht, viel Geld kosten sollte. 
Weil in Europa der Marktanteil regenerati­
ver Energiequellen (wie Wasserkraft, Bio­
gas, Sonne, Wind) nur etwa 3 Prozent 
beträgt und unsere Stromversorgung in 
großem Umfang von umweltbelastenden 
und technisch veralteten Kohle- und 
Ölkraftwerken abhängt (auf die nicht lös­
baren ökologischen Probleme der Atom­
energie kann ich hier nur hinweisen), war 
und ist es sinnvoll und notwendig, rasch 
effiziente Entschwefelungs-und Entstik- 
kungsanlagen einzubauen, auch wenn 
man sich damit dann andere Entsor­
gungsprobleme (wie Gips, Schlämme, 
Bodenbeanspruchung) einhandelt. 
Andererseits entstünden noch schwer­
wiegendere und teils irreversible Schä­
den an Wald, Gebäuden und an Men­
schen (vgl. Ewers 1986). Es geht mir viel­
mehr um die Betonung und das Einfor­
dern der Präventionskomponente der 
Umweltpolitik.

Wie verschiedene international ver­
gleichende Forschungsobjekte gezeigt



haben, ist eine strikt vorsorgende 
Umweltpolitik nirgends verwirklicht -  und 
dies gilt selbst für Japan. Daß Vorsorge 
besser als Nachsorge ist, daß präventive 
Maßnahmen effektiver und kostengünsti­
ger als sanierende (kurative) Maßnah­
men sind, dies alles gehört zum Stan­
dardkanon politischer Bekenntnisse und 

. ist auch aus der Medizin hinreichend 
dokumentiert. Warum aber verfolgt die 
Umweltpolitik zumeist noch immer einen 
kurativen, nicht aber einen präventiven 
Ansatz? Die Gründe sind zahlreich, ich 
kann hier nur einige zitieren (vgl. Rem- 
mers 1989):
•  Angesichts der zunehmenden Menge 
und Vielfalt der Produkte und Technolo­
gien, welche die Industriegesellschaft 
laufend ausstößt, gilt tendenziell das „Eis­
berg-Dilemma“ : ÜberWasser ist immer 
nur ein Teil des Eises zu sehen -  und 
manchmal liegt das Eis im Nebel!
•  Die mangelnde Bereitschaft zu frühzeiti­
gen Vorsorgemaßnahmen ist von der oft 
nur geringen Anschaulichkeit bedingt. 
Das „Ozonloch“ kann man sich noch gut 
vorstellen, obwohl es sich laufend verän­
dert. Die stattfindende Klimaänderung 
wird mit dem Bild vom „Treibhaus“ zwar 
symbolisch beschrieben, damit aber 
gleichzeitig verniedlicht. Im Treibhaus 
wachsen ja auch schöne Blumen!
•  Die Vielzahl derVerursacherund die 
räumliche und zeitliche Reichweite der 
Schäden machen konsenshafte 
Beschlüsse notwendig und zugleich 
schwierig, und vor einer Problemlösung 
steht dann die „Hürde der internationalen 
Vereinbarung“.
•  Tendenziell empfinden die meisten 
Menschen ihre jeweilige Position als 
gefährdet. Das gilt nicht nur für den Millio­
när, der sich mit teuren Vorkehrungen 
gegen Einbrecher schützt. Es gilt auch für

die erreichte Wohlstandsposition eines 19 
Landes. Die Vorstellung ist: Wer seine 
Wachstumschancen nicht fortwährend 
ausschöpft, der bleibt auf der Strecke. Wir 
sind also Jäger und Gejagte zugleich.
Dieser (tatsächliche oder vermeintliche) 
Zwang zum Wachstum erschwert es 
selbst in den reichsten Ländern derWelt, 
in den USA, Japan und Europa, einen 
angemessenen Teil der verfügbaren Res­
sourcen für den Schutz der Umwelt ein­
zusetzen.
•  Schließlich die institutioneile Seite: In 
etablierten Strukturen fällt die Bewälti­
gung bisher nicht berücksichtigter Aufga­
ben schwerer als in neu zu errichtenden 
Strukturen. Beispielhaft ausgedrückt: Es 
ist viel leichter, ein Umweltministerium 
neu einzurichten, als das Wirtschafts-, 
das Verkehrs- oder das Landwirtschafts­
ministerium ökologisch auszurichten.
•  Und letztlich: Die lebende Generation 
verhält sich gegenüber den zukünftigen 
Generationen tendenziell diktatorisch, 
nicht demokratisch; die Gegenwart ist ihr 
wichtiger als die Zukunft.

Alle diese Unsicherheiten überden 
Handlungserfolg der Umweltpolitik kön­
nen bedeuten, daß man den geeigneten 
Zeitpunkt des Handelns überhaupt ver­
fehlt. Bei Luft- und Wasserbelastung, bei 
Abfall und Boden -  überall gäbe es hier­
für Beispiele zu nennen. Dies ist natürlich 
besonders problematisch bei irreversi­
blen Entwicklungen. Über Irreversibilitä­
ten der Umweltnutzung und Umweltbela­
stung aber wissen wir generell zu wenig.
An einer umfassenden Ökosystemfor­
schung hat es immer gemangelt, an 
einer integrierten Sicht von Umwelt­
system und Wirtschaftssystem aberman­
gelt es weiterhin...

Begnügt man sich mit einem einfa­
chen Modell der komplizierten Zusam-



Faktoren des Umweltpolitik-Zyklus: 
Umweltschäden (D1-D 2); 
Technisches Wissen (T^Tj); 
öffentliches Umweltbewußtsein
(Pi-P2)
Quelle: Scimemi (in Simonis 1988)

Abb. 4

Technisches Wissen beschleunigen/ 
Umweltbewußtsein anheben
Quelle: Scimemi (in Simonis 1988)

Abb. 5

menhänge, dann läßt sich folgendes 
sagen: Der Stand der Umweltpolitik hängt 
ab von dem Ausmaß (bzw. der Gefahr) der 
Umweltschäden, dem allgemeinen Be­
wußtsein über Umweltprobleme und dem 
Stand des technischen und organisatori­
schen Wissens hierüber. Die These von 
der Bedeutung dieser drei Faktoren könnte 
lauten: Im „umweltpolitischen Entschei­
dungszyklus“ treten Schäden, Bewußt­
sein und Wissen phasenverschoben auf; 
die Schädigung der Umwelt akkumuliert 
in derZeit, bevor das Bewußtsein darü­
ber zunimmt und das Wissen (einschließ­
lich des Instrumentariums und des Ver­
waltungswissens) anwächst; in bezug 
auf Bewußtsein und Wissen gibt es zudem 
typische „Schwellenwerte“, die erreicht 
werden müssen, bevor aus Bewußtsein 
Initiative und aus Wissen Handeln wird 
(zum Modell vgl. Abbildungen 4 und 5).

Auf der Basis dieser vereinfachten An­
nahmen gibt es drei (und in Variation fünf) 
strategische Ansatzpunkte, vom nachsor­
genden (kurativen) zum vorsorgenden 
(präventiven) Umweltschutz zu gelangen 
bzw. eine bessere Balance zwischen bei­
den zu erreichen (vgl. Scimemi 1988).
Im allgemeinen:
(1) Vermeidung bzw.Verzögerung der 
Akkumulation von Umweltschäden,
(2) weitere Anhebung des Umweltbe­
wußtseins,
(3) rasche Förderung des Wissens über 
Umweltschäden und Schadensursachen. 
Im besonderen:
(4) Reduzierung der „Schwellenwerte“ 
des notwendigen Umweltbewußtseins, 
konkret: frühzeitige Beteiligung aller 
Betroffenen, diskursiver Politikdialog,
(5) Reduzierung der „Schwellenwerte“ 
des notwendigen Wissens, konkret: dyna­



mische Verschärfung der Emissions- und 
Immissionsstandards.

Die Möglichkeiten (2) und (3) sind in 
Abbildung 5 dargestellt.

4. Ökologische Wirtschaftspolitik
Nicht nur unter ökonomischen, son­

dern auch und vor allem unter ökologi­
schen Gesichtspunkten ist die herkömm­
liche Wirtschaftspolitik defizitär. Daher 
müssen ihre Ziele qualifiziert, ihre Instru­
mente differenziert und ihre Institutionen 
reformiert werden.

(a) Bisher wird staatliche Wirtschafts­
politik ohne explizite Beachtung der natür­
lichen Umwelt betrieben. So ist denn im 
Zielbündel derWirtschaftspolitik aller Indu­
strieländer das Ziel „Umweltstabilität“ nicht 
enthalten. Weder in der Gesetzgebung 
über die Zentralbanken noch in derjeni­
gen über die Kartellbehörden oder Mono­
polkommissionen-den beiden zentralen 
regulativen Institutionen derWirtschafts­
politik-kommen ökologische Kategorien 
vor. Eine „Stabilisierung des Ertragswer­
tes der Natur“ gehört nicht zu den Aufga­
ben der Zentralbank, eine „Kontrolle von 
rohstoffverschwendenden und umweit- 
belastenden Unternehmen“ gehört nicht 
zu den Aufgaben der Kartellbehörde.

Selbst um die statistischen Grundla­
gen für eine rationale Wirtschaftspolitik 
steht es nicht zum besten. Das Problem 
der Erfassung der sozialen Folgekosten 
des Wirtschaftswachstums ist seit Beginn 
der Industrialisierung bekannt, aber im 
Grunde ungelöst. Nicht anders ist es mit 
den ökologischen Folgekosten. DerVor- 
schlag zur Ermittlung der Emittenten­
struktur derWirtschaft wurde schon vor 
Jahren unterbreitet; allgemein umgesetzt 
ist er bisher nicht. Einige europäische 
Statistische Bundesämter bereiten auf 
der nationalen Ebene ein statistisches

„Satellitensystem“ vor, womit auch um­
weltrelevante Tatbestände beschrieben 
werden sollen; die „Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen“ bleiben aber davon 
im wesentlichen unberührt. Eine umfas­
sende und systematische Umweltbericht­
erstattung gibt es bisher erst in Anfängen. 
DerVorschlag für ein „Amt für Umwelt­
statistik“ (vgl. Portney/Simonis 1989) 
wurde unterbreitet; umgesetzt wurde er 
bisher nicht.

(b) Auch in bezug auf die traditionel­
len Instrumentenbereiche der herkömm­
lichen Wirtschaftspolitik, die Geldpolitik 
und die Finanzpolitik, kann man von 
einer ökologisch motivierten Reform bis­
her nicht sprechen. Generelle Zins- und/ 
oderSteuervariationen sind ökologisch 
nicht zielführend. Ökologisch relevante 
Abgabensysteme sind bislang erst in 
einigen europäischen Ländern vorhan­
den (Beispiel: Abwasserabgabe), jedoch 
zunehmend im Gespräch (Beispiele: 
Schwefel-, Stickstoff-, Abfall-, Lärmab­
gabe). Kein Zweifel: Steuerpolitik und 
Umweltschutz müßten wirksam miteinan­
derverbunden werden; unser Steuersy­
stem sollte jedenfalls nicht unter „Denk­
malschutz“ stehen.

Wie wäre es also, wenn wir
•  die begonnene Diskussion um ein 
umweltorientiertes Steuer- und Abgaben­
system wirklich ernst nehmen und die 
Nutzung von Energie und Rohstoffen 
steuerlich stärker belasten als die 
menschliche Arbeitskraft?
•  Schadstoffabgaben so einsetzen, daß 
sie technische Innovationen in großem 
Maße induzieren?
• eine Tarifstruktur für Strom entwickeln, 
die das Sparen begünstigt und das Ver­
schwenden bestraft?

Etwas detaillierter betrachtet, geht es 
bei der Einführung von „Umweltabgaben“



22 um einige neue Steuern (Umweltsteuern) 
und Sonderabgaben (Schadstoffabga­
ben), bei Reduzierung bzw. Abschaffung 
anderer-vor allem der Lohnsteuer und 
der Lohnnebensteuern. Neben der theo­
retischen Diskussion um eine allge­
meine Emissionsbesteuerung (wie Emis­
sionsabgaben und-Zertifikate) hatte die 
praktische Diskussion sich lange auf ein­
zelne Schadstoffe konzentriert (vor allem 
Schwefel und Stickstoff). Es gibt neuer­
dings aber mehrere konkrete Paketvor­
schläge eines ökologisch begründeten 
Steuer- und Abgabensystems (vgl. vor 
allem Teufel et al. 1988 und Nutzinger/ 
Zahrndt 1990); es gibt allerdings keinen 
wirklichen Durchbruch in dieser Rich­
tung der Steuerreform. Die Ökonomen 
haben sich zerschlissen im Streit darü­
ber, welche ihrerVorschläge effizienter 
seien -  und sie haben übersehen, daß 
dies den Politikern und auch den 
Umweltschädigern den Status quo 
ermöglicht.

Als Leitlinie könnte gelten: „die Politik 
muß umweltfreundliche Produktion und 
umweltfreundliche Güter begünstigen, 
umweltschädliche und umweltbela­
stende Produkte und Verhaltensweisen 
verteuern... Umweltschonendes Produ­
zieren und umweltschonendes Konsu­
mieren müssen sich rechnen, umwelt­
schädliches Produzieren und umwelt­
schädliche Produkte dürfen sich nicht 
weiterhin lohnen“ (Schäfer 1988).

Die mit der Einführung von progressi­
ven (!) Umweltsteuern und Schadstoffab­
gaben bewirkte Veränderung der relati­
ven Preise in der Wirtschaft, das heißt die 
Anhebung der Preise für Umweltver­
brauch und Umweltbelastung bei gleich­
zeitiger Senkung anderer Faktorpreise 
(zum Beispiel Lohnnebensteuern), hätte 
erhebliche Auswirkungen auf die Pro­

dukt-und die Technologiestruktur der 
Wirtschaft und auf die Beschäftigung. Auf 
diesen doppelt positiven Effekt ist von 
Wissenschaftlern immer wieder, aber bis­
herziemlich vergeblich hingewiesen wor­
den (vgl. vor allem Binswanger et al. 
1988). Unter den vorherrschenden Faktor­
preisbedingungen in unsererWirtschaft 
werden arbeitssparende Rationalisie­
rungsinvestitionen begünstigt: Energie 
ist relativ billig, Umweltbelastungen 
kosten in bestimmten Bereichen noch 
immer nichts oder nur wenig, Recycling 
ist nicht sonderlich lohnend; Arbeit ist 
dagegen relativ teuer, weil mit hohen 
Lohnnebenkosten behaftet. Bei derarti­
gen Faktorpreisbedingungen ist eine 
doppelte Zielverletzung programmiert: 
Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung.

Mit neuen öko-sozialen Rahmenbe­
dingungen in Form von Umweltsteuern 
und Schadstoffabgaben würden dage­
gen Rationalisierungsinvestitionen eines 
ganz anderen Typs begünstigt: Investitio­
nen, die zu einer Reduzierung des Res­
sourceneinsatzes und der Emission je 
Produktionseinheit und zu einer prinzi­
piellen Förderung des Recycling führen 
und die mit vermehrtem Einsatz von 
Arbeitskräften durchgeführt werden. „Ver-' 
meiden,Verwerten, schadlos Beseitigen“, 
diese theoretisch sinnvollen Ziele der 
Abfallgesetzgebung erhielten dann erst 
ihre ökonomische Basis.

Für alle Umweltmedien, das heißt für 
Luft, Wasser und Boden, und für die ver­
wandten Bereiche der Umweltpolitik,
Lärm und Abfall, sind entsprechende 
Abgaben vorgeschlagen worden. An 
ihrer Umsetzung aber hapert es. Daß der 
einzelne Bürger pro Jahr tonnenweise 
Wasser und andere Ressourcen sparen 
kann, ist nicht ausgeschlossen, wie vor 
einiger Zeit zu lesen war (vgl. Kieler



Nachrichten vom 2. Oktober 1988); es ist 
aber als Massenphänomen unwahr­
scheinlich, weil die Anreize für ein Verhal­
ten nach dem Motto: „Weniger ist mehr“ 
gesellschaftlich nicht gegeben sind! Die 
Intensität steuerlicher Maßnahmen 
müßte groß genug sein, um die erforder­
lichen Anpassungsprozesse auf breiter 
fro n t in Gang zu setzen.Verläßliche und 
starke politische Vorgaben sind auch 
und besonders notwendig, um den 
umweltschonenden technischen Fort­
schritt schneller voranzubringen. Nur wo 
starke Anreize bzw. Sanktionen gesetzt 
werden, wird auch intensiv geforscht und 
entwickelt. Gleichzeitig gilt, daß man 
Anreize und Sanktionen nichtein für alle­
mal fixieren darf. Wegen der absehbaren 
weltweiten Verschärfung der Umweltpro­
bleme müßten diese Vorgaben vielmehr 
grundsätzlich dynamisch, jedoch kalku­
lierbar angelegt sein.

Ich kann hier nur darauf hinweisen, 
daß die Frage eines ökologisch ausge­
richteten Steuer- und Abgabensystems 
auch in die Diskussion um die „Steuer­
harmonisierung in Europa“ Eingang fin­
den muß-ohne Zweifel eine Problema­
tik zusätzlicher Art. Die Gefahr besteht, 
daß die komplizierten Fragen einer Steu­
erharmonisierung zum Anlaß genom­
men werden, die notwendige europa­
weite Diskussion um Umweltsteuern wei­
ter zu verzögern. Andererseits kommt 
jeder, der auf eine marktwirtschaftliche 
Lösung des Umweltproblems setzt, frü­
her oder später am Thema Umweltsteu­
ern nicht (mehr) vorbei.

(c) Praktische Wirtschaftspolitik voll­
zieht sich über die Setzung bestimmter 
Ziele und die Anwendung bestimmter 
Instrumente im Rahmen bzw. mit Hilfe 
bestimmter Institutionen. Eine ökologi­
sche Orientierung des ökonomischen

Systems bedarf daher auch der institutio­
nellen Reform -  insbesondere einer 
Änderung der geltenden, ökologisch völ­
lig unzureichenden Haftungs-und Versi­
cherungsprinzipien.

Das Beispiel Japan zeigt einen Aus­
weg aus dem Dilemma von wachsender 
Produktion und zunehmender Umweltbe­
lastung. Durch weitgehende „Umkehr der 
Beweislast“ und weitreichende Vermu­
tungstatbestände zugunsten der Geschä­
digten und zuungunsten von Schadstoff­
emittenten -  sogenanntes „Veranlas­
sungsprinzip“ -  konnten präventive, 
grundsätzlich umweltschonende Rah­
menbedingungen geschaffen werden. 
Wenn die Unternehmen durch eine ver­
schärfte Umwelthaftung bei entsprechen­
den Schäden entweder existentielle Risi­
ken haben oder sie sich bei einer Haft­
pflichtversicherung -  gestaffelt je nach 
Risikokategorie ihrer Produktion -  tat­
sächlich versichern lassen müssen, wer­
den sie ein starkes Interesse entwickeln, 
schon vor Beginn der Produktion die 
potentiellen Umweltrisiken sorgfältig 
abzuschätzen und sie letztlich vermeiden 
(vgl. Bieber 1989).

AllerVoraussicht nach werden der 
Staat bzw. internationale Organisationen 
in Zukunft mehr gefährliche Stoffe als bis­
her verbieten oder durch Vereinbarung in 
ihrem Produktionsumfang reduzieren 
müssen, wie dies bei Fluorchlorkohlen­
wasserstoffen (FCKW) geschehen ist und 
beim Kohlendioxid (C02) zurZeit vorbe­
reitet wird. Damit entsteht aber möglicher­
weise, wie Beispiele zeigen, ein neues 
Problem: die „umweltgefährdende Sub­
stitution“. Über strikte Umwelthaftung und 
risikogestaffelte Versicherungspflicht ent­
stünde ein massives Eigeninteresse der 
Wirtschaft an tendenziell sauberen Pro­
dukten und an emissionsarmen Techno-



24 logien. Über diese Art der Neudefinition 
des Verursacherprinzips gelangte man 
dann zum allseits begrüßten Vorsorge­
prinzip.

5. Ausblick
Zukunftsfähigkeit der Industriegesell­

schaft erfordert besonders-so die Bot­
schaft dieses Beitrages -  eine Strukturan­
passung derWirtschaft, eine Effektivie­
rung der Umweltpolitik und eine Ände­
rung derWirtschaftspolitik.Wir müssen 
den Übergang schaffen zu einem Wirt­
schaften, bei dem Probleme gar nicht 
mehr entstehen können. Wir alle müssen 
„ökologischen Nachhilfeunterricht“ neh­
men. Gemeint ist die Anlehnung an bzw. 
die Anwendung von ökologischen Prinzi­
pien in allen Lebens-und Handlungsbe­
reichen. „Umweltentlastender Struktur­
wandel“, „vorsorgende Umweltpolitik“ 
und „ökologische Wirtschaftspolitik“— 
dies sind meines Erachtens drei notwen­
dige Bedingungen zukunftsfähiger Ent­
wicklung.

Meine Damen und Herren, ich habe 
Ihre Geduld erheblich strapaziert, aber 
jetzt bin ich für Ihre Fragen da.


